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Vollversammlung am 29.07.2015: öffentlich TOP A8

Formen des dezentralen und individuellen Gedenkens 

an die Opfer des NS-Regimes in München

Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / V 03773

Änderungsantrag

1. Der Stadtrat empfiehlt als Form individuellen und dezentralen Gedenkens 
Erinnerungstafeln an Hauswänden auf Blickhöhe. Das Kulturreferat und die 
anderen beteiligten Referate werden beauftragt, die für die Umsetzung 
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen.

2. Der Stadtrat beschließt als Form individuellen und dezentralen Gedenkens 
Stelen mit Erinnerungstafeln auf öffentlichem Grund vor dem Gebäude 
zuzulassen. Das Kulturreferat und die anderen beteiligten Referate werden 
beauftragt, die für die Umsetzung notwendigen Maßnahmen zu ergreifen.

3. geändert Mit dem im Vortrag erläuterten Vorgehen für ein zentrales Namensdenkmal 
für alle Todesopfer des nationalsozialistischen Terrorregimes besteht 
Einverständnis. Das Kulturreferat wird beauftragt, die für die Umsetzung 
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen.

4. bis 9. Wie im Antrag Punkte 5. bis 10. des Referenten

10. geändert Die Online-Petition an den Stadtrat der Landeshauptstadt München, 
Aufhebung des Verbots der Verlegung von Stolpersteinen in München vom 
Februar 2015 
(https://www.change.org/p/aufhebung-des-verbots-von-stolpersteinen-in-mü
nchen-stolpersteine-münchen, abgerufen am 07.07.2015) wird zur Kenntnis
genommen. Dem Antrag des Petenten wird insoweit entsprochen als für 
das individuelle Gedenken Tafeln an Hauswänden auf Blickhöhe empfohlen
und Stelen auf öffentlichem Grund vor dem Gebäude zugelassen werden. 
Die Verwaltung wird beauftragt, dem Petenten das Ergebnis der 
Stadtratsbefassung mitzuteilen.

11. geändert Nach fünf Jahren wird dem Stadtrat eine Auswertung des gesamten 
Projektes 'Individuelles und dezentrales Gedenken in München' vorgelegt.



12. geändert Die Ziffern 1 bis 5 unterliegen der Beschlussvollzugskontrolle.

gez.

Alexander Reissl Hans Podiuk
Klaus Peter Rupp Richard Quaas

Mitglieder der SPD-Fraktion Mitglieder der CSU-Fraktion
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Formen dezentralen und individuellen Gedenkens an die Opfer des NS-Regimes in 
München

Aufhebung des Verbots der Verlegung von Stolpersteinen
Antrag Nr. 14-20 / A 00540 der Stadtratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN/RL 
vom 10.12.2014

Würdiges Gedenken für die Todesopfer des nationalsozialistischen Terrorregimes
Antrag Nr. 14-20 / A 00963 von Herrn StR Alexander Reissl, Herrn StR Hans Podiuk, 
Herrn StR Johann Altmann vom 28.04.2015

Namensdenkmal für alle Todesopfer des nationalsozialistischen Terrorregimes
Antrag Nr. 14-20 / A 00964 von Herrn StR Alexander Reissl, Herrn StR Hans Podiuk, 
Herrn StR Johann Altmann vom 28.04.2015

Würdiges Gedenken für die Todesopfer des nationalsozialistischen Terrorregimes
Antrag Nr. 14-20 / A 00959 der Stadtratsfraktion Freiheitsrechte, Transparenz und 
Bürgerbeteiligung vom 28.04.2015

Würdiges Gedenken für die Terroropfer des nationalsozialistischen Terrorregimes
Antrag Nr. 14-20 / A 01023 der AfD vom 08.05.2015

Stolpersteine in München auf öffentlichem Grund zulassen
BA-Antrags-Nr. 14-20 / B 00340 des Bezirksausschusses des Stadtbezirkes 08 - 
Schwanthalerhöhe vom 08.07.2014

Stolpersteine in München auf öffentlichem Grund verlegen
BA-Antrags-Nr. 14-20 / B 00476 des Bezirksausschusses des Stadtbezirkes 02 - 
Ludwigsvorstadt-Isarvorstadt vom 21.10.2014

Online-Petition an den Stadtrat der Landeshauptstadt München, Aufhebung des Verbots
der Verlegung von Stolpersteinen in München vom Februar 2015 

Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / V 03773

8 Anlagen:
1. Antrag Nr. 14-20 / A 00540
2. Antrag Nr. 14-20 / A 00963
3. Antrag Nr. 14-20 / A 00964
4. Antrag Nr. 14-20 / A 00959
5. Antrag Nr. 14-20 / A 01023

Kulturreferat 
Abteilung 1
Bildende Kunst, Darstellende
Kunst, Film, Literatur, Musik,
Stadtgeschichte, Wissenschaft 
KULT-ABT1 

Telefax: 0 233-
Telefon: 0 233-  
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6. BA-Antrags-Nr. 14-20 / B 00340
7. BA-Antrags-Nr. 14-20 / B 00476
8. Online-Petition an den Stadtrat der Landeshauptstadt München, Aufhebung des Verbots der

Verlegung von Stolpersteinen in München

Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates vom 29.07.2015
Öffentliche Sitzung

I. Vortrag des Referenten:

1. Anlass für die Vorlage / Kompetenzen

Die Stadtratsfraktion Bündnis 90/GRÜNEN/RL hat am 10.12.2014 die Aufhebung des 
Verbots der Verlegung von Stolpersteinen in München beantragt.

Die Fraktionen der SPD, CSU und Bürgerliche Mitte haben am 28.04.2015 als dezentra-
les und individuelles Gedenken für die Todesopfer des nationalsozialistischen Terrorregi-
mes die Anbringung von Erinnerungstafeln an Hauswänden auf Blickhöhe beantragt. 
Sollte eine Anbringung an der Hausmauer nicht möglich sein, sollen Stelen mit Erinne-
rungstafeln auf öffentlichem Grund vor dem Gebäude errichtet werden.

Zeitgleich haben die Fraktionen der SPD, CSU und Bürgerliche Mitte in einem eigenen 
Antrag vom 28.04.2015 neben dezentralen Erinnerungsformen die Errichtung eines Na-
mensdenkmals für alle Todesopfer des nationalsozialistischen Terrorregimes auf oder im
Umgriff der sogenannten Ehrentempel nahe des NS-Dokumentationszentrums bean-
tragt. Diesbezüglich sollen Verhandlungen mit dem Freistaat Bayern, dem Grundstücks-
eigentümer, aufgenommen werden.

Die Fraktion Freiheitsrechte, Transparenz und Bürgerbeteiligung hat am 28.04.2015 be-
antragt, die Hauseigentümer aufzurufen, eine Anbringung von Erinnerungstafeln an 
Hauswänden auf Blickhöhe zu veranlassen sowie die Verlegung von Stolpersteinen im 
öffentlichen Raum zu ermöglichen.

Die AfD-Gruppierung hat am 08.05.2015 beantragt, die Hauseigentümer aufzurufen, eine
Anbringung von Erinnerungstafeln an Hauswänden auf Blickhöhe zuzulassen sowie die 
Verlegung der sogenannten Stolpersteine im öffentlichen Raum zu ermöglichen, ohne 
sie jedoch aus der Stadtkasse zu bezuschussen.

Ebenfalls haben der Bezirksausschuss des Stadtbezirkes 08 – Schwanthalerhöhe, 
BA-Antrag Nr. 14-20 / B 00340 vom 08.07.2014, und der Bezirksausschuss des 
Stadtbezirkes 02 – Ludwigsvorstadt-Isarvorstadt, BA-Antrag Nr. 14-20 / B 00476 vom 
21.10.2014, die Zulassung der Verlegung von Stolpersteinen im öffentlichen Raum 
beantragt.
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Terry Swartzberg, Initiative Stolpersteine für München e. V., hat im Februar 2015 eine 
Online-Petition an den Münchner Stadtrat auf change.org gestartet für die Aufhebung 
des Verbots von Stolpersteinen in München 
(https://www.change.org/p/aufhebung-des-verbots-von-stolpersteinen-in-münchen-stolpe
rsteine-münchen, abgerufen am 07.07.2015): „Lieber Münchner Stadtrat, bitte ermögli-
chen Sie auch in unserer Stadt individuelles Gedenken nach Wunsch der Betroffenen 
und erlauben Sie Stelen, Tafeln und Stolpersteine.“ Nach Stand vom 07.07.2015 haben 
96.741 Unterstützer die Petition unterzeichnet.

Ein Anhörungsrecht eines Bezirksausschusses besteht nicht.

2. Im Einzelnen

2.1 Beschlusslage und zwischenzeitliche Entwicklung

Mit Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates, Vorlage Nr. 02-08 / V 04529 vom 
18.06.2004, wurde entschieden, das Projekt 'Stolpersteine' in München nicht zu realisie-
ren und keinen öffentlichen Straßengrund dafür zur Verfügung zu stellen.
Begründet wurde dies unter anderem damit, dass die Anbringung von Gedenktafeln im 
„Straßenschmutz“ trotz guten Willens der Initiatoren auch als herabsetzend empfunden 
werden kann, und die Israelitische Kultusgemeinde München und Oberbayern als demo-
kratisch legitimierte Repräsentantin eines erheblichen Teils der in München lebenden Jü-
dinnen und Juden Stolpersteine ablehnt. Stattdessen habe die Landeshauptstadt Mün-
chen geeignetere Formen des Gedenkens realisiert wie beispielsweise 2003 das 'Biogra-
phische Gedenkbuch der Münchner Juden 1933-1945' (Band 1).

Seither hat es in der Münchner Stadtgesellschaft und weit darüber hinaus eine kontro-
verse Debatte um das Stolperstein-Projekt in München gegeben. In den vergangenen 
Jahren hat sich die Akzentuierung der öffentlichen Diskussion in München verschoben: 
Angehörige, Initiativen sowie verschiedene politische Gremien drängen verstärkt auf eine
Revision der damaligen Stadtratsentscheidung. Die Initiative „Stolpersteine für München 
e. V.“ bündelt seit 2004 das vielfältige Engagement in München für eine Wiederaufnah-
me der Diskussion und für eine Zulassung dieser künstlerischen Form des Gedenkens 
durch eine aktive Öffentlichkeitsarbeit. Außerdem wurden in München auf privatem 
Grund bereits 27 Stolpersteine verlegt. Ein Projekt für „digitale Stolpersteine“ im Stadtge-
biet München wurde 2013 ins Leben gerufen und steht gratis als App zur Verfügung.

Auch in verschiedenen Bezirksausschüssen wurde das Thema intensiv diskutiert. Die 
Bezirksausschüsse der Stadtbezirke Neuhausen-Nymphenburg (BA-Antrags-Nr. 08-14 / 
B 05565 v. 29.01.2014), Ludwigsvorstadt-Isarvorstadt (BA-Antrags-Nr. 08-14 / B 05698 
v. 27.02.2014 und BA-Antrag-Nr. 14-20 / B 00476 v. 21.10.2014) und Schwabing-West 
(BA-Antrag-Nr. 14-20 / B 00340 v. 08.07.2014) beantragten eine Grundsatzentscheidung
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zugunsten der Verlegung von Stolpersteinen im öffentlichen Raum und damit eine Auf-
hebung des Stadtratsbeschlusses, Vorlagen Nr. 02-08 / V 04529 v. 18.06.2004.

Um diesen Entwicklungen Rechnung zu tragen und allen divergierenden Positionen im 
politischen Willensbildungsprozess gleichberechtigt Raum zu geben, beschloss der 
Stadtrat am 01.10.2014 (Antrag Nr. 08-14 / A 04957 der GRÜNEN/RL v. 20.12.2013) ein
Stadtratshearing zum Thema „Stolpersteine als Form der Erinnerung an die NS-Opfer“ 
durchzuführen.

2.2 Stadtratshearing Stolpersteine am 05.12.2014

Das Hearing am 05.12.2014 reflektierte die oben aufgezeigten Entwicklungen und zeigte
den Stadtratsmitgliedern und dem Publikum unterschiedliche Perspektiven auf das Pro-
jekt sowie ein umfassendes und aktualisiertes Meinungsspektrum auf.

Dem stetigen Wandel in der Erinnerungskultur, der sich auch aus dem allmählichen Ver-
stummen der Zeitzeugen und dem Heranwachsen neuer Generationen ergibt, soll auch 
in München Rechnung getragen werden. Übereinstimmend äußerten alle Beteiligten den
Wunsch nach individuellem und dezentralem Gedenken. Dafür sollen neue erinnerungs-
kulturelle Wege eingeschlagen werden, unter anderem bevorzugt lokal und konkret aus-
gerichtet. Ein breiter Konsens besteht auch in der Einbeziehung der Stadtgesellschaft in 
den Diskurs um angemessene Formen des Erinnerns. Deutlich wurde der Wunsch nach 
Selbstbestimmung und bürgerschaftlichem Engagement als zeitgemäßen Formen des 
Erinnerns formuliert.

Teile der Münchner Stadtgesellschaft sehen die genannten Prämissen in der Form des 
Kunstprojekts 'Stolpersteine' verwirklicht. Diese Einschätzung teilen sie mit vielen natio-
nalen und internationalen Akteuren der Erinnerungskultur. Nicht zuletzt sollte die große 
Bedeutung, die viele Angehörige von Opfern der Erinnerungsform 'Stolpersteine' beimes-
sen, nicht unberücksichtigt bleiben. Einig waren sich die Befürworter der Stolpersteine je-
doch auch darin, dass diese nicht die einzige Form des individuellen Erinnerns sein müs-
sen.

Andere Teile der Stadtgesellschaft lehnen hingegen die Gedenkform der Stolpersteine 
vor allem deswegen ab, weil sie in ihr die Würde der Opfer nicht respektiert sehen. In ih-
rer Kritik beziehen sie sich auch auf einzelne Problemfälle – etwa die Verwendung von 
Tätersprache, der Gefahr der nachträglichen Stigmatisierung. In diesem Punkt der Kritik 
stimmen auch viele Befürworter der Gedenkform mit den Kritikern überein.

Als ein Fazit des Stadtratshearings lässt sich sagen, dass der Wandel der Erinnerungs-
kultur ein gesamtgesellschaftlicher Prozess ist. Um eine möglichst breite Erinnerungsar-
beit zu erreichen, sind Alternativen zu fördern. Die Landeshauptstadt München soll offen 
sein für unterschiedliche Formen des individuellen und dezentralen Gedenkens an die 
Opfer des NS-Terrorregimes.
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2.3 Würdiges Gedenken für die Todesopfer des nationalsozialistischen Terrorregimes

Den Wunsch nach dezentralem und individuellem Gedenken teilt die überwiegende 
Mehrheit der Stadtratsfraktionen und -gruppierungen. 

Die Fraktionen von SPD, CSU und Bürgerliche Mitte sprechen sich für ein würdiges, indi-
viduelles und dezentrales Erinnern am Wohnort der Todesopfer des nationalsozialisti-
schen Terrorregimes aus. Dies soll durch die Anbringung von Erinnerungstafeln an 
Hauswänden auf Blickhöhe geschehen. Stelen mit Erinnerungstafeln auf öffentlichem 
Grund vor dem Gebäude sollen dann errichtet werden, wenn die Anbringung an der 
Hausmauer nicht erfolgen kann. Die Erinnerungstafeln bzw. Stelen werden nur auf 
Wunsch von Angehörigen angebracht. Für die Gestaltung der Erinnerungstafeln und Ste-
len soll ein Wettbewerb ausgelobt werden.

Neben dieser Form des dezentralen Erinnerns soll es mit einem Namensdenkmal für alle
Todesopfer des nationalsozialistischen Terrorregimes einen zentralen Ort des namentli-
chen Erinnerns geben. Dieses soll auf oder im Umgriff der sogenannten Ehrentempel 
nahe des NS-Dokumentationszentrums geplant werden.

Die Fraktion Freiheitsrechte, Transparenz und Bürgerbeteiligung hat am 28.04.2015 be-
antragt, die Hauseigentümer aufzurufen, eine Anbringung von Erinnerungstafeln an 
Hauswänden auf Blickhöhe zu veranlassen sowie die Verlegung von Stolpersteinen im 
öffentlichen Raum zu ermöglichen. Die Erinnerungstafeln bzw. die Stolpersteine werden 
nur auf Wunsch der Angehörigen angebracht.

Die AfD-Gruppierung hat am 08.05.2015 beantragt, die Hauseigentümer aufzurufen, eine
Anbringung von Erinnerungstafeln an Hauswänden auf Blickhöhe zuzulassen sowie die 
Verlegung der sogenannten Stolpersteine im öffentlichen Raum zu ermöglichen, ohne 
sie jedoch aus der Stadtkasse zu bezuschussen. Sowohl die Erinnerungstafeln als auch 
die Stolpersteine werden nur auf Wunsch der Angehörigen angebracht.

Nach entsprechender Abwägung aller Vorschläge und Argumente empfiehlt das Kultur-
referat folgende Formen:

- Erinnerungstafeln an Hauswänden auf Blickhöhe
- Stelen mit Erinnerungstafeln auf öffentlichem Grund vor dem Gebäude 
- Stolpersteine im öffentlichen Raum
- Namensdenkmal für alle Todesopfer des nationalsozialistischen Terrorregimes

2.3.1 Erinnerungstafeln an Hauswänden auf Blickhöhe

Wandtafeln sind eine allgemein anerkannte Form des Gedenkens. Initiative und erste 
Recherchen müssen aus der Stadtgesellschaft (Angehörige oder Paten) kommen und 
tragen damit zu einer lebendigen Erinnerungskultur bei. Das Kulturreferat schlägt hier 
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vor, diese Form der Erinnerungskultur nicht nur auf Antrag der Angehörigen zuzulassen, 
sondern auch auf andere Initiativen zu erweitern. Jedoch gilt hier, dass gegen den Willen
der Angehörigen keine Erinnerungstafeln angebracht werden. Sondernutzungsrechte 
müssen bei dieser Form nicht geklärt werden. 

Für die Realisierung muss die Zustimmung des/der Hauseigentümer/s eingeholt werden.
Der Kostenaufwand für Angehörige und Paten ist derzeit noch nicht geklärt. Für die Rea-
lisierung wird ein Gestaltungswettbewerb durchgeführt, der dann auch die Kostenfragen 
präzise beantworten lässt.
Falls aus unterschiedlichen Gründen keine Zustimmung des/der Hauseigentümer/s er-
folgt, können auch Stelen im öffentlichen Raum vor den Gebäuden aufgestellt werden.

2.3.2 Stelen mit Erinnerungstafeln auf öffentlichem Grund vor dem Gebäude

Auch diese Form macht individuelles Erinnern möglich. Hier müssen Initiative und erste 
Recherchen ebenfalls aus der Stadtgesellschaft (Angehörige oder Paten) kommen, die 
damit zu einer lebendigen Erinnerungskultur beitragen. Auch in diesem Fall sollte das Er-
richten von Stelen nicht auf Angehörige beschränkt bleiben, sondern auf Initiativen und 
Paten ausgedehnt werden – unabhängig von Erinnerungstafeln an Hauswänden. Jedoch
gilt hier ebenfalls, dass gegen den Willen der Angehörigen keine Stelen mit Erinnerungs-
tafeln aufgestellt werden. 

Zur Realisierung müssen Fragen der Verkehrssicherheit und des Unterhalts geklärt wer-
den. Nach Auffassung des Baureferates bleiben diese Stelen weiterhin im Eigentum der 
Initiativen. Unterhalt und Verkehrssicherungspflicht lägen demnach weiterhin beim jewei-
ligen Eigentümer. Das Kulturreferat schlägt jedoch aufgrund der besonderen historischen
Bedeutung und der Sensibilität des Themas vor, die Verkehrssicherheit wie auch den 
Unterhalt von der Landeshauptstadt München übernehmen zu lassen. Auch hier wird ein
Gestaltungswettbewerb durchgeführt, der dann auch die Kostenfragen der Stelen präzi-
se beantworten lässt.
Die Errichtung von Denk- bzw. Mahnmälern im öffentlichen Straßengrund bedarf gemäß 
Art 18 BayStrWG der Erlaubnis der Straßenbaubehörde (sogenannte Sondernutzungser-
laubnis), da es sich hierbei nicht um eine Benutzung der Straße zu Verkehrszwecken 
(sogenannter Gemeingebrauch) handelt.

2.3.3 Stolpersteine

Das Kunstprojekt Stolpersteine ist ein mittlerweile auch international renommiertes Pro-
jekt für individuelles Erinnern. Initiative und erste Recherchen müssen aus der Stadtge-
sellschaft kommen und tragen zu einer lebendigen Erinnerungskultur bei. Die Stolper-
steine werden von Teilen der Gesellschaft, unter anderem von manchen Angehörigen, 
als unwürdige Gedenkform abgelehnt. Darum muss vor Realisierung die Zustimmung 
von Angehörigen eingeholt werden. Es muss sichergestellt werden, dass eine Verlegung
gegen den Willen von Angehörigen nicht erfolgt. Sollten keine Angehörigen ermittelt wer-
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den können, werden keine Stolpersteine verlegt. In diesem Fall wird grundsätzlich auf 
Erinnerungstafeln an Hauswänden auf Blickhöhe oder Stelen mit Erinnerungstafeln auf 
öffentlichem Grund vor dem Gebäude zurück gegriffen werden. Zur Realisierung müssen
Fragen der Verkehrssicherheit und des Unterhalts geklärt werden (siehe auch Punkt 
2.3.2). 
Es muss in allen Fällen die Verwendung von Tätersprache ausgeschlossen werden. 

Die Realisierung im öffentlichen Raum bedarf keiner individuellen Zustimmung von 
Hauseigentümerseite und keiner Klärung der Gestaltungsfrage. Die Kosten von 120 Euro
pro Stolperstein werden von Angehörigen und Paten getragen. 

Das Urheberrecht für die Stolpersteine ist geklärt. Es liegt bei dem Künstler Gunter Dem-
nig. Mit dem Urheberrecht als Persönlichkeitsschutzrecht genießt der Urheber Schutz in 
seiner geistigen und persönlichen Beziehung zum Werk und in der Nutzung des Werkes 
(geistiges Eigentum gemäß Art. 14 GG). Der Urheber kann demnach u. a. folgende 
Rechte reklamieren und ggfs. gerichtlich durchsetzen: Anerkennung der Urheberschaft 
sowie das Recht gegen Entstellungen und andere Beeinträchtigungen. Um diese Strei-
tigkeiten bereits im Vorfeld auszuschließen, empfiehlt es sich, mit dem Künstler eine Ver-
einbarung über die Nutzungen und die u. g. ermessenslenkenden Regelungen abzu-
schließen, auch um die Anliegen der Angehörigen uneingeschränkt zu wahren.

2.3.4 Inhalt und Gestaltung der 'Stolpersteine' bzw. Stelen

Die Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis steht im Ermessen der Straßenbaubehör-
de; es besteht grundsätzlich kein Rechtsanspruch auf Erteilung der Genehmigung. Eine 
ordnungsgemäße Ermessensausübung erfordert eine Abwägung aller einschlägigen, für 
und gegen den Antrag auf Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis sprechenden Belan-
ge. Bei der grundsätzlichen Entscheidung, ob die Stadt im Rahmen des ihr zustehenden 
Ermessensspielraumes 'Stolpersteine' und / oder Stelen zum Gedenken an bestimmte 
Personen oder Personengruppen im Stadtbild bzw. im öffentlichen Straßengrund zulas-
sen möchte, ist der allgemeine Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG zu beachten. 

Hierzu kann anerkanntermaßen die Bildung von Fallgruppen nach einem sachlichen Dif-
ferenzierungsschema zielführend sein. Als ein sachliches Differenzierungskriterium vor-
stellbar ist beispielsweise die Tatsache, dass es sich bei den zu gedenkenden Personen 
um Opfer oder Verfolgte des NS-Regimes handeln muss. Eine derartige grundsätzliche 
Festlegung durch den Stadtrat hätte ermessenslenkende Wirkung, so dass beim Vollzug 
durch die Verwaltung eine entsprechende Gleichbehandlung innerhalb der jeweiligen 
Fallgruppen sichergestellt werden könnte. 
Von diesen grundsätzlichen Festlegungen abweichende Stolpersteine und / oder Stelen 
sind dann nicht genehmigungsfähig. In die Ermessensentscheidung können nach ganz 
herrschender Meinung in Rechtsprechung und Literatur neben rein bautechnischen Be-
langen auch Belange des Umfelds der Straße sowie des Straßen- und Stadtbildes Be-
rücksichtigung finden.
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Ein Kriterienkatalog für Stolpersteine und / oder Stelen mit ermessenslenkender Wirkung
könnte folgende Inhalte aufweisen:
Stolpersteine und / oder Stelen gelten ausschließlich für folgende NS-Opfergruppen:
- in Ghettos, Konzentrationslagern, Haft- und Vernichtungslagern sowie Heil- und Pflege-

stätten ermordete oder gestorbene Menschen
- durch Verfolgung, Schikane oder Demütigung in den Suizid getriebene Menschen
- auf der Flucht vor den Nationalsozialisten ums Leben gekommene Menschen
- durch die Folgen von Zwangsarbeit erkrankte und gestorbene Menschen
- weitere NS-Opfer unter Berücksichtigung des jeweiligen Einzelschicksals.

Die Vereinbarung zu den Inhalten der Stolpersteine sollte Angaben enthalten zu Wohn- 
oder Wirkungsort, Vorname und Nachname, Geburtsjahr, Deportationsjahr und -ort so-
wie Angaben zum Schicksal (tot, ermordet, Schicksal unbekannt).

2.3.5 Namensdenkmal für alle Todesopfer des nationalsozialistischen Terrorregimes

Aufgrund der unzureichenden Quellenlage bergen Denkmäler, die sich auf die namentli-
che Nennung aller Todesopfer des NS-Regimes beziehen, Schwierigkeiten. Der aktuelle 
Forschungsstand lässt für München zur Zeit keine Nennung aller Todesopfer des 
NS-Regimes zu. Derzeit existiert neben kleineren Einzelstudien nur für die Münchner 
Jüdinnen und Juden ein namentliches Gedenkbuch, das für die Todesopfer des 
nationalsozialistischen Krankenmordes ist in der Bearbeitung. Um allen Opfergruppen 
gerecht zu werden, sind weiterführende Recherchen Grundvoraussetzung, deren Art und
Umfang mit den bereits gewonnenen Erkenntnissen im Stadtarchiv und 
NS-Dokumentationszentrum noch genauer zu eruieren sind. Die Einbeziehung und 
Weiterentwicklung der umfangreichen Datenbank des Lernforums des 
NS-Dokumentationszentrums bieten hierfür Potentiale. Es ist jedoch auch darauf 
hinzuweisen, dass ein solches Denkmal sich aus den oben genannten Gründen nur 
prozessual entwickeln kann. Gleichfalls ist zu berücksichtigen, dass Angehörige 
möglicherweise eine Namensnennung auf einem zentralen Denkmal ablehnen. Für diese
zusätzliche Aufgabe sollte eine zunächst auf zwei Jahre befristete Stelle beim 
Stadtarchiv eingerichtet werden.

1 Vollzeit-Stelle E 13 (Fachhistoriker) für Recherchen

Für die Realisierung eines derartigen Namensdenkmals empfiehlt das Kulturreferat die 
Durchführung eines Gestaltungswettbewerbs.

2.3.6 Verfahren

Fachstelle
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Gemeinsam ist allen Formen des Erinnerns, dass Initiative und erste Recherchen aus 
der Stadtgesellschaft erfolgen müssen. Dies ist im Sinne einer zeitgemäßen individuellen
und lebendigen Erinnerungskultur. 
Erfahrungen in anderen Städten zeigen, dass bei diesen Formen der Erinnerungskultur 
fachliche wie organisatorisch-moderierende Begleitung unverzichtbar sind. Aus diesem 
Grunde ist eine Plattform sinnvoll, in der sowohl die fachliche Begleitung der notwendi-
gen biographisch-historischen Recherchen im Vorfeld als auch die sensible Feinabstim-
mung aller Aktivitäten der jeweiligen Projektbeteiligten zusammenfließen.

Wichtige Anlaufstelle für alle historischen Recherchen zu Einzelschicksalen in München 
ist das Stadtarchiv. Es stellt die Institution zur fachlich fundierten Klärung biogra-
phisch-historischer Fakten vor allem dann dar, wenn bürgerschaftliche Initiativen an ihre 
Grenzen geraten. Mit der Entscheidung für Formen des individuellen Erinnerns und dem 
damit verbundenen bürgerschaftlichen Engagement ist für das Stadtarchiv eine 
erhebliche Aufgabenmehrung durch Anfragen in puncto Beratung, Service und 
Dienstleistung zu erwarten. Dafür ist die Zuschaltung von Fachpersonal notwendig. 
Deshalb sollte eine beim Stadtarchiv zunächst auf drei Jahre befristete Stelle 
eingerichtet werden.

1 Vollzeit-Stelle E 13 (Fachhistoriker) 

Diese Stelle sorgt auch dafür, dass die Anliegen der Angehörigen von Opfern gewahrt 
werden. Dazu gehört zum einen die Prüfung, ob im Einzelfall eine sorgfältige Suche 
nach möglichen Angehörigen erfolgt ist, zum anderen die Sicherung des Vetorechts für 
nächste beziehungsweise nähere Angehörige. Hier gilt: Gegen den Willen der Angehöri-
gen wird keine Erinnerungstafel, keine Stele und kein Stolperstein im öffentlichen Raum 
angebracht. Als Anhaltspunkt für die Entscheidung über den Status von Angehörigen 
kann das gesetzliche Erbrecht, §§ 1924 ff. BGB, gelten.

Der Stelle wird ein Beirat zur Seite gestellt. Der Beirat trifft in strittigen Fällen Entschei-
dungen, die als verbindlich gelten. In ihm finden sich Vertreterinnen und Vertreter bei-
spielsweise aus dem Jüdischen Museum München, dem NS-Dokumentationszentrum, 
der Ludwig-Maximilians-Universität München oder dem Institut für Zeitgeschichte.

Gestaltungswettbewerb Erinnerungstafeln und Stelen 

Für die Gestaltung der Erinnerungstafeln an Hauswänden auf Blickhöhe und der Stelen 
mit Erinnerungstafeln auf öffentlichem Grund vor dem Gebäude schlägt das Kulturreferat
einen Gestaltungswettbewerb vor.

Hierfür soll eine Jury berufen werden, die geeignete Künstlerinnen und Künstler, auch 
aus dem Bereich der angewandten Kunst, für einen Wettbewerb benennt und aus den 
eingereichten Wettbewerbsvorschlägen eine Empfehlung für den Stadtrat formuliert. Die 
Entscheidung, welches Kunstprojekt zur Ausführung gelangt, liegt beim Stadtrat.
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Die Jury setzt sich zusammen aus

stimmberechtigten Mitgliedern:
Dr. Hans-Georg Küppers, Kulturreferent der Landeshauptstadt München (mit Sitzungs-
vorsitz)
7 Vertreter/-innen aus dem Stadtrat (2 x CSU, 2 x SPD; 1x Bündnis 90/Die Grünen/RL, 
1 x Fraktion Freiheitsrechte, Transparenz und Bürgerbeteiligung, 1 x Bürgerliche Mitte)

Fachjuroren:
Dr. Matthias Mühling (Direktor Städtische Galerie im Lenbachhaus)
Dr. Angelika Nollert (Direktorin Neue Sammlung, München)
Bernhard Purin (Direktor Jüdisches Museum München)
Prof. Dr. Winfried Nerdinger (Direktor NS-Dokumentationszentrum München)
Prof. Dr. Edgar Wolfrum (Lehrstuhl für Zeitgeschichte, Ruprecht-Karls-Universität Heidel-
berg)
Prof. Dr. Johannes Kirschenmann (Lehrstuhl für Kunstpädagogik, Akademie der Bilden-
den Künste, München)
Eine Vertretung des Baureferates
Eine Vertretung des Referates für Stadtplanung und Bauordnung

Ersatzmitglieder:
Dr. Eva Huttenlauch (Städtische Galerie im Lenbachhaus)
Prof. Dr. Andres Lepik (Direktor Architekturmuseum München)
Jutta Fleckenstein (Stellvertretende Direktorin, Jüdisches Museum München)
Dr. Gabriele Hammermann (Leiterin der KZ-Gedenkstätte Dachau)
Prof. Dr. Julian Rosefeldt (Projektklasse digitale und zeitbasierte Medien, Akademie der 
Bildenden Künste, München)

Beratende Mitglieder:
Eine Vertretung der Israelitischen Kultusgemeinde München und Oberbayern
Eine Vertretung der Liberalen jüdischen Gemeinde München Beth Shalom e. V.
Zwei Vertretungen für die Repräsentation von Opfergruppen
Eine Vertretung des Stadtarchivs

Die Jury wird bis zum Abschluss des Verfahrens installiert. Zum Wettbewerb werden ma-
ximal zehn Künstlerinnen und Künstler eingeladen werden. Jede/r Wettbewerbsteilneh-
mer/in erhält für die Einreichung eines Entwurfes eine Aufwandsentschädigung in Höhe 
von 1.500 Euro. Über die zehn Benennungen der zu dem Kunstwettbewerb geladenen 
Künstlerinnen und Künstler entscheidet die Jury.
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Es werden für diesen Gestaltungswettbewerb voraussichtliche Mittel in Höhe von 50.000 
Euro benötigt.

2.3.7 Kunstwettbewerb zum Namensdenkmal für alle Todesopfer des nationalsozialistischen 
Terrorregimes

Neben den dezentralen Formen des Erinnerns soll es für alle Todesopfer einen zentralen
Ort des namentlichen Erinnerns und Gedenkens in München geben. Aufgrund der unter 
2.3.5 beschriebenen Aspekte wird ein vergleichsweise aufwändiges und prozessual an-
gelegtes Verfahren vorgeschlagen.

Für die Realisierung wird ein Kunstwettbewerb vorgeschlagen. Die Jury soll sich wie 
beim Gestaltungswettbewerb zusammensetzen.

Für die organisatorischen Belange und Durchführung der Wettbewerbe wird neben der 
im Stadtarchiv angesiedelten Stelle zur Namensrecherche eine auf eineinhalb Jahre be-
fristete halbe Stelle (E11) im Kulturreferat eingerichtet.

Es werden voraussichtliche Mittel in Höhe von 250.000 Euro benötigt.

3. Fazit

Das Kulturreferat empfiehlt, dem in den vorliegenden Anträgen, der Online-Petition sowie
dem Stadtratshearing deutlich hervorgegangenen Wunsch nach individuellem und de-
zentralem Erinnern an die Todesopfer des nationalsozialistischen Terrorregimes nachzu-
kommen.

Die jahrelange Debatte um Formen individuellen Gedenkens in München zeigt, dass un-
terschiedliche Meinungen dazu in der Stadtgesellschaft bestanden und auch weiterhin 
bestehen. Dies spiegelt sich auch in den aktuellen Anträgen der Stadtratsfraktionen und 
-gruppierungen wider.

Ein Jahrzehnt der innerstädtischen Auseinandersetzungen, die auch weit über die Stadt-
grenzen hinaus geführt wurden, kann aus Sicht des Kulturreferats durch das Zulassen 
aller hier vorgestellten Formen des individuellen und dezentralen Gedenkens überwun-
den werden. Damit wird den unterschiedlichen Wünschen in der Stadtgesellschaft im 
Sinne eines Konsenses entsprochen und der öffentliche Raum dafür geöffnet. 

Nach drei Jahren wird dem Stadtrat eine Auswertung des gesamten Projektes 'Individu-
elles und dezentrales Gedenken in München' vorgelegt.
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4. Finanzierung inkl. Produktbezug und Kostentransparenztabelle

4.1 Finanzierung Personalauszahlungen inkl. Produktbezug

Das Personal- und Organisationsreferat wird gemäß Ziffern 2.3.5 und 2.3.6 des Vortra-
ges gebeten im Benehmen mit dem Direktorium die erforderlichen 2,0 VZÄ (davon 1 be-
fristet auf 2 Jahre beim Stadtarchiv für die Recherchen im Kontext des Namensdenk-
mals; 1 befristet auf drei Jahre beim Stadtarchiv) einzurichten.
Die hierfür befristet erforderlichen Mittel in Höhe von bis zu 175.840 € jährlich werden im 
Benehmen mit dem Personal- und Organisationsreferat im Bereich der Personalausga-
ben des Direktoriums bei Produkt 5112030, Zentrale Sicherung der städtischen Verwal-
tungsüberlieferung und stadtgeschichtliche Forschungsarbeit, aus dem Finanzmittelbe-
stand angemeldet.

Die Bereitstellung der Mittel für die Jahre 2016 ff. erfolgt im Wege der Haushaltsaufstel-
lung.
Im Ergebnishaushalt entsteht bei der Besetzung mit Beamten/-innen durch die Einbezie-
hung der Pensions- und Beilhilferückstellungen ein zusätzlicher Aufwand.

Das Kulturreferat wird beauftragt, die unter Ziffer 2.3.7 des Vortrags aufgezeigte erfor-
derliche 0,5 VZÄ befristet auf 1,5 Jahre zur Durchführung der Gestaltungswettbewerbe 
im Benehmen mit dem Personal- und Organisationsreferat einzurichten.
Die hierfür erforderlichen Mittel in Höhe von bis zu 40.180 € jährlich werden im Beneh-
men mit dem Personal- und Organisationsreferat im Bereich der Personalausgaben des 
Kulturreferats auf Finanzposition 3000.414.0000.1 bei Produkt 5611000 „Förderung von 
Kunst und Kultur“ aus dem Finanzmittelbestand angemeldet.

Die Bereitstellung der Mittel für die Jahre 2016 ff. erfolgt im Wege der Haushaltsaufstel-
lung.
Im Ergebnishaushalt entsteht bei der Besetzung mit Beamten/-innen durch die Einbezie-
hung der Pensions- und Beilhilferückstellungen ein zusätzlicher Aufwand.

4.2 Finanzierung Sachauszahlungen inkl. Produktbezug

Das Kulturreferat wird beauftragt, den unter Ziffer 2.3.6 und 2.3.7 aufgezeigten finanziel-
len einmaligen Mehrbedarf i. H. v. 300.000 € bei Produkt 5611000, Förderung von Kunst 
und Kultur, zum Nachtragshaushalt 2015 aus dem Finanzmittelbestand anzumelden.
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4.3 Kostentransparenztabelle

dauerhaft einmalig befristet

Summe zahlungswirksame Kosten * 300,000.00 € 216,020.00 €

davon:

Personalauszahlungen
davon 2,0 VZÄ befristet beim Direktorium – 
Stadtarchiv
davon 0,5 VZÄ befristet beim Kulturreferat 

216.020,00 €

175.840,00 €
40.180,00 €

Sachauszahlungen 300,000.00 €

Transferauszahlungen

Nachrichtlich Vollzeitäquivalente
davon 2,0 VZÄ befristet beim Direktorium – 
Stadtarchiv
davon 0,5 VZÄ befristet beim Kulturreferat 

2.5

Nachrichtlich Investition

5. Abstimmungen

Die Stadtkämmerei hat die Vorlage zur Kenntnis genommen. Das Stadtarchiv und das 
Personal- und Organisationsreferat haben der Beschlussvorlage zugestimmt. 

Das Personal- und Organisationsreferat bittet um folgende Ergänzung:
Der Personal- und Organisationsreferat ist als Querschnittsreferat der Landeshauptstadt 
München betroffen, wenn zusätzliche Stellen eingerichtet und besetzt werden, sowie das
gewonnene Personal betreut werden muss. Betroffen sind regelmäßig die Abteilung 1 
Recht, die Abteilung 2 Personalbetreuung, die Abteilung 3 Organisation, die Abteilung 4 
Personalleistungen sowie die Abteilung 5 Personalentwicklung, Bereich Personalgewin-
nung.

Das Personal- und Organisationsreferat wird den sich durch diese Beschlussvorlage er-
gebenden zusätzlichen Aufwand zu gegebener Zeit gesondert im zuständigen Verwal-
tungs- und Personalausschuss geltend machen.

Die Stadtkämmerei, das Personal- und Organisationsreferat und das Stadtarchiv erhal-
ten Abdruck von der Beschlussvorlage.
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Der Korreferent des Kulturreferats, Herr Stadtrat Quaas, und der Verwaltungsbeirat für Stadt-
geschichte, Stadtmuseum, Jüdisches Museum, Museum Villa Stuck, NS-Dokumentationszen-
trum, Herr Stadtrat Dr. Roth, haben Kenntnis von der Vorlage.

I. Antrag des Referenten:

1. Der Stadtrat empfiehlt als Form individuellen und dezentralen Gedenkens Erinnerungsta-
feln an Hauswänden auf Blickhöhe. Das Kulturreferat und die anderen beteiligten Refe-
rate werden beauftragt, die für die Umsetzung notwendigen Maßnahmen zu ergreifen.

2. Der Stadtrat beschließt als Form individuellen und dezentralen Gedenkens Stelen mit Er-
innerungstafeln auf öffentlichem Grund vor dem Gebäude zuzulassen. Das Kulturreferat 
und die anderen beteiligten Referate werden beauftragt, die für die Umsetzung notwendi-
gen Maßnahmen zu ergreifen.

3. Der Stadtrat beschließt als Form individuellen und dezentralen Gedenkens Stolpersteine 
im öffentlichen Raum zuzulassen. Die im Text unter 2.3.3 und 2.3.4 genannten Voraus-
setzungen sind einzuhalten. Das Kulturreferat und die anderen beteiligten Referate wer-
den beauftragt, die für die Umsetzung notwendigen Maßnahmen zu ergreifen.

4. Mit dem im Vortrag erläuterten Vorgehen für ein zentrales Namensdenkmal für alle To-
desopfer des nationalsozialistischen Terrorregimes besteht Einverständnis. Das Kulturre-
ferat wird beauftragt, die für die Umsetzung notwendigen Maßnahmen zu ergreifen.

5. Das Personal- und Organisationsreferat wird gemäß Ziffern 2.3.5 und 2.3.6 des Vortra-
ges gebeten, im Benehmen mit dem Direktorium die erforderlichen 2,0 VZÄ (davon 1 be-
fristet auf 2 Jahre beim Stadtarchiv für die Recherchen im Kontext des Namensdenk-
mals; 1 befristet auf drei Jahre beim Stadtarchiv) einzurichten.
Die hierfür befristet erforderlichen Mittel in Höhe von bis zu 175.840 € jährlich werden im 
Benehmen mit dem Personal- und Organisationsreferat im Bereich der Personalausga-
ben des Direktoriums bei Produkt 5112030, Zentrale Sicherung der städtischen Verwal-
tungsüberlieferung und stadtgeschichtliche Forschungsarbeit, aus dem Finanzmittelbe-
stand angemeldet.

Die Bereitstellung der Mittel für die Jahre 2016 ff. erfolgt im Wege der 
Haushaltsaufstellung.
Im Ergebnishaushalt entsteht bei der Besetzung mit Beamten/-innen durch die Einbezie-
hung der Pensions- und Beihilferückstellungen ein zusätzlicher Aufwand.

6. Das Kulturreferat wird beauftragt, die unter Ziffer 2.3.7 des Vortrags aufgezeigte erfor-
derliche 0,5 VZÄ befristet auf 1,5 Jahre zur Durchführung der Gestaltungswettbewerbe 
im Benehmen mit dem Personal- und Organisationsreferat einzurichten.
Die hierfür erforderlichen Mittel in Höhe von bis zu 40.180 € jährlich werden im Beneh-
men mit dem Personal- und Organisationsreferat im Bereich der Personalausgaben des 
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Kulturreferats auf Finanzposition 3000.414.0000.1 bei Produkt 5611000 „Förderung von 
Kunst und Kultur“ aus dem Finanzmittelbestand angemeldet.

Die Bereitstellung der Mittel für die Jahre 2016 ff. erfolgt im Wege der Haushaltsaufstel-
lung.
Im Ergebnishaushalt entsteht bei der Besetzung mit Beamten/-innen durch die Einbezie-
hung der Pensions- und Beihilferückstellungen ein zusätzlicher Aufwand.

7. Das Kulturreferat wird beauftragt, den unter Ziffer 2.3.6 und 2.3.7 aufgezeigten finanziel-
len einmaligen Mehrbedarf i. H. v. 300.000 € bei Produkt 5611000, Förderung von Kunst 
und Kultur, zum Nachtragshaushalt 2015 aus dem Finanzmittelbestand anzumelden.

8. Dem unter 2.3.4 aufgeführten Kriterienkatalog als Grundlage für die definitorische Be-
handlung der Opfergruppen wird zugestimmt.

9. Die Anträge Nr. 14-20 / A 00540 der Stadtratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN/RL vom 
10.12.2014, Nr. 14-20 / A 00963 und Nr. 14-20 / A 00964 von Herrn StR Alexander 
Reissl, Herrn StR Hans Podiuk, Herrn StR Johann Altmann vom 28.04.2015, Nr. 14-20 / 
A 00959 der Stadtratsfraktion Freiheitsrechte, Transparenz und Bürgerbeteiligung vom 
28.04.2015, Nr. 14-20 / A 01023 der Mitglieder der AfD vom 08.05.2015 sind damit 
geschäftsordnungsgemäß behandelt.

10. Die BA-Anträge Nr. 14-20 / B 00340 des Bezirksausschusses des Stadtbezirkes 08 – 
Schwanthalerhöhe vom 08.07.2014 und Nr. 14-20 / B 00476 des Bezirksausschusses 
des Stadtbezirkes 02 – Ludwigsvorstadt-Isarvorstadt vom 21.10.2014 sind damit sat-
zungsgemäß behandelt.

11. Die Online-Petition an den Stadtrat der Landeshauptstadt München, Aufhebung des Ver-
bots der Verlegung von Stolpersteinen in München vom Februar 2015 
(https://www.change.org/p/aufhebung-des-verbots-von-stolpersteinen-in-münchen-stolpe
rsteine-münchen, abgerufen am 07.07.2015) wird zur Kenntnis genommen. 
Dem Antrag des Petenten wird entsprochen. Die Verwaltung wird beauftragt, dem 
Petenten das Ergebnis der Stadtratsbefassung mitzuteilen.

12. Nach drei Jahren wird dem Stadtrat eine Auswertung des gesamten Projektes 'Individu-
elles und dezentrales Gedenken in München' vorgelegt.

 
13. Die Ziffern 1 bis 6 unterliegen der Beschlussvollzugskontrolle.
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III. Beschluss:
nach Antrag.

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München

Der Vorsitzende: Der Referent:

Reiter
Ober-/Bürgermeister/in Berufsm. Stadtrat

IV. Abdruck von I., II. und III.
über den Stenografischen Sitzungsdienst
an die Stadtkämmerei
an das Direktorium – Dokumentationsstelle
an das Revisionsamt
mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

V. Wv. Kulturreferat (Vollzug)
-----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Zu V. (Vollzug nach Beschlussfassung):

1. Übereinstimmung vorstehender Ausfertigung mit dem Originalbeschluss wird bestätigt.

2. Abdruck von I. mit V.
an StD
an GL-2 (2x)
an die Abt. 1
an die Abt. 2
an die Abt. 3
an das NS-Dokumentationszentrum
an das Direktorium - Leitung
an das Stadtarchiv
an das Direktorium HA II / V1 (zu den Anträgen Nr. 14-20 / 540, 963, 964, 959, 1023)
an das Direktorium HA II / Verwaltung, BA-Geschäftsstelle Süd
an das Direktorium HA II / Verwaltung, BA-Geschäftsstelle Mitte
an das Direktorium D-II / KGL
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mit der Bitte um Kenntnisnahme bzw. weitere Veranlassung.

3. Zum Akt

München, den ............................
Kulturreferat






















